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§ 1  Geltungsbereich 
1. Diese Allgemeinen Einkaufsbedingungen finden 

Anwendung auf alle Beschaffungsvorgänge zwischen der 
REIMBOLD & STRICK  Handels- und 
Entwicklungsgesellschaft für chemisch-keramische 
Produkte mbH nachfolgend auch „Auftraggeber“ genannt, 
einerseits und deren Lieferanten - nachfolgend 
„Auftragnehmer“ genannt - andererseits. 

2. Die Rechtsbeziehungen zwischen dem Auftragnehmer 
und dem Auftraggeber richten sich ausschließlich nach 
diesen Bedingungen. Abweichungen, Änderungen und 
Ergänzungen bedürfen der Schriftform. 
Entgegenstehende, ergänzende oder von diesen 
Bedingungen abweichende Bedingungen des 
Auftragnehmers werden nur Bestandteil des Vertrages, 
wenn der Auftraggeber dies ausdrücklich schriftlich 
anerkennt. Die widerspruchslose Entgegennahme von 
Lieferungen und Leistungen sowie deren Bezahlung als 
auch ein Schweigen des Auftraggebers stellt in keinem 
Fall eine Annahme von Bedingungen des Auftragnehmers 
dar. Der Auftraggeber widerspricht jeglichen zusätzlichen 
oder widersprechenden oder entgegenstehenden 
Bedingungen oder Konditionen in Angeboten, 
Bestellannahmen oder Bestätigungen des  
Auftragnehmers. 

3. Diese Einkaufsbedingungen gelten, soweit es sich um ein 
beidseitiges Handelsgeschäft handelt, auch für alle 
künftigen Rechtsbeziehungen zwischen dem 
Auftragnehmer und dem Auftraggeber, auch wenn im 
Einzelfall nicht ausdrücklich auf diese 
Einkaufsbedingungen Bezug genommen wird. 

4. Diese Einkaufsbedingungen gelten für alle 
Beschaffungsvorgänge, wie z.B. Werkzeuge, Maschinen, 
Ausrüstungen, Teile, Rohmaterial, sonstiges Material, 
Software, Werkleistungen aller Art oder Dienstleistungen 
(„der Liefergegenstand“ oder „die Lieferleistung“). 

5. Soweit es sich bei den Vertragsleistungen um 
Bauleistungen handelt, gelten unter Ausschluss der 
VOB/B ausschließlich die gesetzlichen Regelungen. 

 
§ 2  Angebot / Auftragserteilung 
1. Die Erstellung des Angebots erfolgt für den Auftraggeber 

kostenfrei. 
2. Der Auftragnehmer hat den Auftraggeber im Angebot auf 

Abweichungen von den Anfrageunterlagen ausdrücklich 
hinzuweisen. 

3. Lieferverträge kommen erst zustande, wenn der 
Auftragnehmer die Bestellung des Auftraggebers 
schriftlich bestätigt hat oder aufgrund einer Bestellung des 
Auftraggebers mit der Leistungserbringung beginnt. 

4. Bestätigt der Auftragnehmer die Bestellung nicht innerhalb 
von zwei Wochen nach Zugang der Bestellung und 
beginnt er in dieser Frist nicht mit der 
Leistungserbringung, so ist der Auftraggeber zum Widerruf 
der Bestellung berechtigt, ohne dass dem Auftragnehmer 
daraus Schadenersatzansprüche zustehen. 

 
§ 3  Leistungsinhalt / Änderungen / Ersatzteile 
1. Der Leistungsinhalt und -umfang ergibt sich aus der 

Einzelbestellung und den in der Einzelbestellung 
genannten mit geltenden Unterlagen sowie den 
vorliegenden Allgemeinen Einkaufsbedingungen. Ideen, 
Entwürfe, Modelle, Muster und alle anderen beim 
Auftragnehmer im Zuge der Leistungserbringung 
entstehende Arbeitsergebnisse sind Teil der 
Auftragsleistung. 

2. Der Auftragnehmer wird alle ihm zur Ausführung eines 
Liefervertrages überlassenen Spezifikationen, 
Leistungsbeschreibungen und sonstigen Informationen 
sowie etwaige zur Ausführung des Liefervertrages 
überlassene Beistellungen, Teile und sonstige Materialien 
auf ihre Eignung hinsichtlich des vom Auftraggeber und 
dem Endkunden des Auftraggebers angestrebten Zwecks 
überprüfen. Zeigt sich hierbei, dass Abweichungen oder 
Korrekturen an den überlassenen Gegenständen oder den 
Vertragsgegenständen erforderlich oder zweckmäßig sind, 
so hat der Auftragnehmer dies dem Auftraggeber 
unverzüglich mitzuteilen. Der Auftraggeber wird den 
Auftragnehmer dann schriftlich davon unterrichten, ob und 

gegebenenfalls welche Änderungen der Auftragnehmer 
vorzunehmen hat. Sofern aus Sicht des Auftragnehmers 
solche Änderungen dazu führen könnten, dass sich die 
vereinbarten Kosten der Vertragsgegenstände verändern 
oder dass vereinbarte Termine nicht eingehalten werden 
können, so hat der Auftragnehmer den Auftraggeber 
hierauf unverzüglich hinzuweisen. Über die Auswirkungen, 
insbesondere hinsichtlich Mehr- oder Minderkosten sowie 
der vereinbarten Termine sind einvernehmlich 
angemessene Regelungen zu treffen. Kommt eine 
Einigung innerhalb angemessener Zeit nicht zustande, 
entscheidet der Auftraggeber nach billigem Ermessen. 

3. Der Auftragnehmer wird dafür Sorge tragen, dass ihm alle 
für die Erfüllung seiner vertraglichen Verpflichtungen 
bedeutsamen Informationen und Umstände sowie die von 
dem Auftraggeber beabsichtigte Verwendung seiner 
Lieferungen rechtzeitig bekannt sind. Auf das Fehlen 
notwendiger Unterlagen kann sich der Auftragnehmer nur 
berufen, sofern er die Unterlagen rechtzeitig schriftlich 
angefordert und nicht innerhalb angemessener Frist 
erhalten hat. Der Auftragnehmer steht dafür ein, dass 
seine Lieferungen alle Leistungen umfassen, die für eine 
vorschriftsmäßige und sichere Verwendung notwendig 
sind, dass sie für die beabsichtigte Verwendung geeignet 
sind und dem aktuellen Stand von Wissenschaft und 
Technik entsprechen. 

4. Der Auftragnehmer wird bei der Leistungserbringung alle 
nach anwendbarem Recht einschlägigen Normen, 
Gesetze und Rechtsvorschriften, insbesondere die 
einschlägigen Sicherheits-, Umweltschutz-, Gefahrstoff-, 
Gefahrgut- und Unfallverhütungsvorschriften beachten, 
sowie die allgemein anerkannten sicherheitstechnischen 
Regeln und die entsprechenden Vorgaben des 
Auftraggebers und des Endkunden einhalten. 

5. Findet die Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 vom 18. 
Dezember 2006 ("REACHVO") auf die Lieferleistungen 
Anwendung, sichert der Auftragnehmer zu, dass diese den 
Anforderungen der REACH-VO sowie allen nationalen 
Bestimmungen, die in Umsetzung dieser Verordnung 
erlassen wurden („REACH“), entsprechen. Der 
Auftragnehmer garantiert die Erfüllung sämtlicher REACH 
Verpflichtungen, einschließlich der (Vor-) Registrierungen 
und der Bereitstellung REACH konformer 
Sicherheitsdatenblätter und IMDS-Datenblätter. Sofern 
Lieferleistungen nicht in Übereinstimmung mit REACH 
erbracht werden, behält sich der Auftraggeber das Recht 
vor, von Rahmen- oder Einzelaufträgen zurückzutreten 
oder diese zu kündigen. Der Auftragnehmer verpflichtet 
sich, den Auftraggeber unverzüglich über sämtliche 
Änderungen, welche die Einhaltung von REACH 
beeinträchtigen, zu informieren. Der Auftragnehmer stellt 
den Auftraggeber von sämtlichen Ansprüchen Dritter 
aufgrund der Nichteinhaltung von REACH frei. Die 
Nichterfüllung der sich aus REACH ergebenden 
Anforderungen und Verpflichtungen stellt einen die 
Gewährleistungsrechte auslösenden Mangel dar. 

6. Der Auftragnehmer hat den Auftraggeber über die 
erforderlichen behördlichen Genehmigungen und 
Meldepflichten für die Einfuhr und das Betreiben der 
Lieferleistungen aufzuklären. Der Auftragnehmer ist 
insbesondere verpflichtet, die zum Zeitpunkt der Lieferung 
einschlägigen Exportkontrollvorschriften einzuhalten. Er 
hat dem Auftraggeber unaufgefordert in schriftlicher Form 
eine etwaige Exportkontrollkennzeichnung der 
Vertragsgegenstände oder Teilen hiervon nach 
anwendbarem Recht zum Zeitpunkt der Lieferung, 
insbesondere nach den geltenden EU- und US-
Vorschriften, spätestens mit Lieferung mitzuteilen. Für 
jeden von der Exportkontrolle betroffenen 
Vertragsgegenstand oder Teilen hiervon ist die 
betreffende Ausfuhrkontrollliste und die Listenposition zu 
benennen. 

7. Der Auftraggeber kann vom Auftragnehmer jederzeit vor 
Abnahme Änderungen der Lieferleistung, insbesondere in 
Konstruktion und Ausführung verlangen. Der 
Auftragnehmer ist verpflichtet, die Änderungen auf Basis 
der vorliegenden Vertragsbedingungen unverzüglich 
umzusetzen. Sofern aus Sicht des Auftragnehmers solche 
Änderungen dazu führen könnten, dass sich die 
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vereinbarten Kosten der Vertragsgegenstände verändern 
oder dass vereinbarte Termine nicht eingehalten werden 
können, so hat der Auftragnehmer den Auftraggeber 
hierauf unverzüglich hinzuweisen. Über die Auswirkungen, 
insbesondere hinsichtlich Mehr- oder Minderkosten, sowie 
der vereinbarten Termine sind einvernehmlich 
angemessene Regelungen zu treffen. Kommt eine 
Einigung innerhalb angemessener Zeit nicht zustande, 
entscheidet der Auftraggeber nach billigem Ermessen. 

8. Der Auftragnehmer stellt sicher, dass er den Auftraggeber 
für einen Zeitraum von 10 Jahren, beginnend nach 
Lieferung der Vertragsgegenstände, mit weiteren 
Vertragsgegenständen oder Teilen hiervon als Ersatzteile 
beliefern kann, sofern nicht aufgrund des technischen 
Fortschritts ein kompatibles oder adäquates Teil geliefert 
werden kann. 

 
§ 4  Software 
1.  Soweit der Auftragnehmer zur Lieferung von Software 

verpflichtet ist, räumt der Auftragnehmer dem 
Auftraggeber eine nicht-ausschließliche, übertragbare, 
zeitlich und örtlich unbeschränkte Lizenz ein. Mit der 
vereinbarten Vergütung ist auch die Lizenzgebühr 
abgegolten. 

2.  Soweit ein Dritter Inhaber der Schutz- und Urheberrechte 
an der Software ist, stellt der Auftragnehmer sicher, dass 
dem Auftraggeber eine Lizenz in gleichem Umfang wie in 
§ 4 Abs. 1 eingeräumt wird. 

3.  Darüber hinaus ist der Auftraggeber berechtigt, die 
Software zu vervielfältigen, zu bearbeiten oder zu 
dekomprimieren, wenn dies erforderlich ist, um die 
Interoperabilität der Software mit anderen Programmen 
herzustellen oder Fehler der Software zu beseitigen. 

 
§ 5  Termine / Verzug / Verzugsschaden 
1.  Vereinbarte Termine und Lieferfristen sind verbindlich. 

Maßgeblich für die Einhaltung vereinbarter Fristen und 
Termine ist der Eingang der mangelfreien Lieferung 
und/oder Leistung an dem Erfüllungsort bzw. die 
erfolgreich durchgeführte Abnahme oder sonstige 
Leistungsüberprüfung, wenn eine solche vereinbart oder 
gesetzlich vorgesehen ist. 

2.  Der Auftragnehmer ist verpflichtet, dem Auftraggeber eine 
erkennbare Verzögerung seiner Leistung, eine absehbare 
mögliche Verzögerung seiner Leistung oder erkennbare 
oder absehbare mögliche Probleme mit der Lieferung in 
der vereinbarten Qualität unverzüglich schriftlich 
anzuzeigen. Auf von ihm nicht zu vertretende Ursachen 
einer Verzögerung kann sich der Auftragnehmer nur dann 
berufen, wenn er seiner Anzeigeverpflichtung dem 
Auftraggeber gegenüber nachgekommen ist. 

3.  Eine Anzeige von Verzögerungen durch den 
Auftragnehmer und jegliche damit verbundene 
Fortschreibungen vereinbarter Liefertermine befreit den 
Auftragnehmer keinesfalls von den Verzugsfolgen, es sei 
denn, der Verzicht auf Verzugsfolgen wird bei der 
Terminänderung ausdrücklich durch den Auftraggeber 
schriftlich erklärt. Insofern stehen dem Auftraggeber trotz 
Fortschreibung der Liefertermine nach einer Anzeige von 
Verzögerungen durch den Auftragnehmer weiterhin alle 
Rechte aus dem Liefervertrag zu, die aus dem Verzug des 
Auftragnehmers resultieren oder mit diesem in 
Zusammenhang stehen. 

4.  Bei Verzug des Auftragnehmers ist der Auftraggeber ohne 
weitere Nachfristsetzung berechtigt, vom Auftragnehmer 
einen pauschalierten Schadensersatz zu fordern. Dieser 
beträgt für jede angefangene Woche des Verzuges 0,5% 
des Gesamtauftragswerts, insgesamt jedoch höchstens 
10% des Gesamtauftragswertes. Der Auftragnehmer ist 
berechtigt, den Nachweis zu führen, dass ein wesentlich 
geringerer Schaden entstanden ist. Die Geltendmachung 
weiterer Rechte bleibt hiervon unberührt. Der 
pauschalierte Schadensersatz ist dabei auf einen 
tatsächlich eingetretenen und geltend gemachten 
Verzugsschaden anzurechnen. Das Recht, die Zahlung 
des pauschalierten Schadensersatzes zu verlangen, wird 
nicht durch vorbehaltlose Annahme der verspäteten 
Lieferung verwirkt. Der pauschalierte Schadensersatz 

kann vom Auftraggeber bis zur vollständigen Bezahlung 
der Vertragsgegenstände geltend gemacht werden. 

 
§ 6  Höhere Gewalt 
1.  Höhere Gewalt, insbesondere Arbeitskämpfe, Unruhen, 

behördliche Maßnahmen und sonstige unvorhersehbare, 
unabwendbare und schwerwiegende Ereignisse bewirken 
wechselseitig das Ruhen der Leistungsverpflichtung der 
Vertragspartner für die Dauer der Störung. Die 
Vertragspartner sind verpflichtet, im Rahmen des 
Zumutbaren unverzüglich die erforderlichen Informationen 
zu geben und ihre Verpflichtungen den veränderten 
Verhältnissen nach Treu und Glauben anzupassen. 

2.  Im Falle, dass aufgrund von höherer Gewalt die 
Leistungspflichten für einen Zeitraum von mehr als zwei 
Wochen ruhen, ist der Auftraggeber berechtigt, das 
Vertragsverhältnis mit sofortiger Wirkung zu kündigen. In 
diesem Fall kann der Auftragnehmer Ersatz seiner 
nachweislich entstandenen Aufwendungen verlangen, die 
ihm im Vertrauen auf den Bestand des 
Vertragsverhältnisses bis zum Ruhen der vertraglichen 
Verpflichtungen entstanden sind. 

 
§ 7 Preise/Liefer- und Zahlungsbedingungen/ 

Forderungsabtretung/Aufrechnung/ 
Zurückbehaltungsrecht 

1.    Die vereinbarten Preise sind pauschale Festpreise. 
Werden im Angebot Stundensätze aufgenommen, so 
dienen sie lediglich der Kostentransparenz. Etwas anderes 
gilt nur, soweit ausdrücklich schriftlich vereinbart wird, 
dass eine Abrechnung ausschließlich nach Einheiten auf 
Grundlage ausgehandelter Stundensätze erfolgen soll. 

2.   Die Preise sind jeweils inklusive aller Aufwendungen des 
Auftragnehmers, z. B. Kosten für Material, Nutzungen von 
Einrichtungen, Reisekosten, Transport, Versicherung, 
Verpackung frei Haus, Zölle, Steuern etc. 

3.   Ist ein Zahlungsplan vereinbart, erfolgen Zahlungen nach 
Eingang einer entsprechenden Teilrechnung gemäß den 
im Zahlungsplan vereinbarten Terminen und Teilbeträgen. 
Vor Abnahme der Gesamtleistung durch den Auftraggeber 
erfolgen sämtliche Zahlungen als A-Conto-Zahlungen 
ohne Anerkennung der bisherigen Leistung als Erfüllung. 
Die Rechnungsstellung über die Schlussrate erfolgt in 
jedem Falle erst nach vollständiger Lieferung und soweit 
vertraglich oder gesetzlich vorgesehen nach Abnahme der 
Gesamtleistung. Der Auftraggeber ist berechtigt, die 
Schlussrate oder maximal 10 % des Auftragswertes bis 
zum Ablauf der Gewährleistungsfrist zurückzubehalten. 
Die Auftragnehmer ist berechtigt, einen solchen Einbehalt 
durch Stellen einer selbstschuldnerischen 
Gewährleistungs-bürgschaft (auf erstes Anfordern unter 
Verzicht auf die Einrede der Vorausklage) einer Bank oder 
eines Kreditversicherers abzulösen. 

4.   Rechnungen sind in dreifacher Ausfertigung unter Angabe 
von Bestellnummer, Bestellkennzeichen und Nummern 
jeder einzelnen Bestellposition an den Auftraggeber zu 
senden. Die Rechnung muss ferner alle zu einem 
Vorsteuerabzug berechtigten Angaben, insbesondere 
Steuernummer oder Umsatzsteuer- Identifizierungs-
nummer und sonstige Pflichtangaben einer Rechnung 
gemäß den einschlägigen gesetzlichen Vorschriften des 
anwendbaren Rechts enthalten. Enthält die Rechnung die 
vorgenannten Daten nicht, ist der Auftraggeber nicht 
verpflichtet, die ausgewiesene Umsatzsteuer zu bezahlen. 
Wird dem Auftraggeber der Vorsteuerabzug wegen einer 
nicht ordnungsgemäßen Rechnung versagt, hat der 
Auftragnehmer die von dem Auftraggeber bezahlte 
Umsatzsteuer zurückzubezahlen. 

5.   Die Zahlung erfolgt innerhalb von 14 Werktagen unter 
Abzug von 3 % Skonto oder innerhalb von 90 
Kalendertagen netto durch Zahlungsmittel nach Wahl des 
Auftraggebers. Zahlungsfristen werden mit der späteren 
der folgenden Möglichkeiten in Gang gesetzt: (a.) 
Lieferung oder Abnahme der Leistung, (b.) Eingang der 
Rechnung oder (c.) dem in der Bestellung genannten 
Liefertermin. 

6.   Lieferungen erfolgen, soweit in der Einzelbestellung nicht 
anderweitig vereinbart, „Delivery Duty Paid“ („DDP“) 
(gemäß Incoterms 2010). 
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7.    Der Auftragnehmer ist nicht berechtigt, seine Forderungen 
an Dritte abzutreten oder durch Dritte einziehen zu lassen. 
Tritt der Auftragnehmer seine Forderungen gegen den 
Auftraggeber entgegen Satz 1 ohne deren Zustimmung an 
einen Dritten ab, so ist die Abtretung gleichwohl wirksam. 
Der Auftraggeber kann jedoch nach seiner Wahl mit 
befreiender Wirkung an den Auftragnehmer oder den 
Dritten leisten. 

8.    Zahlungen des Auftraggebers gelten als geleistet, sobald 
sie durch den Auftraggeber zur Zahlung angewiesen sind. 

9.   Der Auftraggeber ist zur Aufrechnung berechtigt und zwar 
auch mit solchen Forderungen, die seinen verbundenen 
Unternehmen gegen den Auftragnehmer zustehen, sowie 
mit Forderungen, die dem Auftragnehmer gegen ein 
verbundenes Unternehmen des Auftraggebers zustehen. 

10.  Bei fehlerhafter Lieferung ist der Auftraggeber berechtigt, 
die Zahlung wertanteilig bis zur ordnungsgemäßen 
Erfüllung zurückzuhalten. 

 
§ 8  Beistellungen / Werkzeuge / Herausgabeverlangen 
1.  Dem Auftragnehmer vom Auftraggeber überlassene 

Entwürfe, Muster, Fertigungsmittel, Modelle, Datenträger, 
Prototypen, Abbildungen, Zeichnungen, Dokumentationen, 
Materialien, Ausrüstung, Komponenten, Teile, Behälter, 
Verpackungen, Werkzeuge, Messinstrumente, 
Vorrichtungen, Muster oder sonstige, auch leihweise 
überlassene Gegenstände, die sich bestimmungsgemäß 
beim Auftragnehmer befinden, (im Folgenden 
„Beistellungen") sind nicht Eigentum des Auftragnehmers, 
sondern bleiben Eigentum des Auftraggebers soweit nicht 
ausdrücklich etwas Abweichendes vereinbart wurde. 

2.  Beistellungen werden vom Auftragnehmer unverzüglich 
kontrolliert und überprüft - etwaige Beanstandungen sind 
dem Auftraggeber unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Der 
Auftragnehmer darf die Beistellungen nur im Zuge der 
Auftragsbearbeitung für den Auftraggeber verwenden und 
nicht ohne vorheriges schriftliches Einverständnis des 
Auftraggebers für andere Zwecke benutzen oder anderen 
eine solche Benutzung gestatten. 

3.   Beistellungen sind deutlich als Eigentum des 
Auftraggebers zu kennzeichnen und sicher und getrennt 
von anderen Gegenständen mit der Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmanns kostenlos für den Auftraggeber 
zu verwahren. Der Auftragnehmer hat mit den 
Beistellungen vorsichtig und sachgerecht zu verfahren, auf 
eigene Kosten in gutem Zustand zu erhalten, wenn nötig 
zu ersetzen und den Auftraggeber hinsichtlich jeglicher 
Ansprüche, Kosten und Schäden, die aus dem Einbau, 
Gebrauch, der Aufbewahrung oder der Reparatur der 
Beistellungen folgen oder damit in Zusammenhang 
stehen, schadlos zu halten. Der Auftragnehmer trägt die 
Gefahr für die Beistellungen, solange sie sich in seinem 
Gewahrsam oder unter seiner Kontrolle befinden. Der 
Auftragnehmer ist verpflichtet, die Beistellungen auf 
eigene Kosten gegen alle versicherbaren Risiken (All Risk) 
in Höhe des Wiederbeschaffungswertes zu versichern. 
Der Auftragnehmer tritt hiermit seine Ansprüche gegen die 
Versicherung im Voraus an den Auftraggeber ab. Der 
Auftraggeber nimmt diese Abtretung hiermit an. 

4.   Der Auftraggeber oder ein vom Auftraggeber benannter 
Dritter sind jederzeit berechtigt, während der 
gewöhnlichen Geschäftszeiten das Betriebsgelände des 
Auftragnehmers zu betreten und die Beistellungen und 
diesbezügliche Aufzeichnungen zu kontrollieren. 

5.   Dem Auftraggeber steht das Recht zu, jederzeit und ohne 
besonderen Grund, die Herausgabe der Beistellungen zu 
verlangen. Auf ein solches Verlangen des Auftraggebers 
hat der Auftragnehmer die Beistellungen unverzüglich 
herauszugeben, für den Versand vorzubereiten oder an 
den Auftraggeber gegen Vergütung der angemessenen 
Transportkosten zu liefern. Die Geltendmachung von 
Zurückbehaltungsrechten oder Pfandrechten durch den 
Auftragnehmer ist ausgeschlossen. 

6. Bei Verarbeitung beigestellten Materials wird der 
Auftraggeber bereits mit Verarbeitung Eigentümer der 
neuen oder umgebildeten Sache. Der Auftragnehmer 
verwahrt die neue oder umgebildete Sache kostenfrei für 
den Auftraggeber mit der Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmanns. 

7.  Das Eigentum an vom Auftragnehmer hergestellten 
Hilfsmodellen, Werkzeugen, Modellen, Formen, etc. (im 
Folgenden „Werkzeuge“), die für die Erbringung der 
Vertragsleistung benötigt werden, geht mit Entstehung auf 
den Auftraggeber über. Werkzeuge sind somit wie 
Beistellungen durch den Auftraggeber zu behandeln. Der 
Auftraggeber hat das Recht, jederzeit nach eigenem 
Ermessen die Herausgabe der Werkzeuge gegen 
Erstattung der bei Anfertigung der Werkzeuge 
nachweislich entstandenen und zum Zeitpunkt des 
Herausgabeverlangens nicht durch Zahlungen oder über 
einen Teilepreis amortisierte Kosten zu verlangen. Auch 
ohne Einigung der nach dieser Regelung zu erstattenden 
Herstellkosten ist der Auftragnehmer zur sofortigen 
Herausgabe verpflichtet. Ein Zurückbehaltungsrecht ist 
ausgeschlossen. Der Auftraggeber hat das Recht, die 
Werkzeuge nach Auftragsende durch den Auftragnehmer, 
für den Auftraggeber kostenfrei, vernichten zu lassen. Die 
Vernichtung von Werkzeugen bedarf der schriftlichen 
Zustimmung des Auftraggebers. 

 
§ 9  Untervergabe 

Die Untervergabe von Aufträgen an Dritte ist nur nach 
schriftlicher Zustimmung durch den Auftraggeber zulässig. 
Im Falle, dass der Auftragnehmer hiergegen verstößt, ist 
der Auftraggeber berechtigt, mit sofortiger Wirkung den 
Vertrag zu kündigen (wichtiger Kündigungsgrund). 

 
§ 10 Abnahme / Gefahrübergang / Eigentumsübergang / 

Eigentumsvorbehalt 
1.  Soweit nach der Art der Lieferleistung nach dem zugrunde 

liegenden Recht oder aufgrund vertraglicher Vereinbarung 
eine Abnahme erforderlich ist, gilt die Lieferleistung mit 
schriftlicher Abnahmeerklärung des Auftraggebers als 
abgenommen. Kommt der Auftraggeber nach schriftlicher 
Anzeige der Abnahmebereitschaft durch den 
Auftragnehmer seiner Pflicht zur Teilnahme an einer 
Abnahmeprüfung nicht nach, so gilt die Lieferleistung vier 
(4) Wochen nach Ingebrauchnahme und schriftlicher 
Anzeige der Abnahmebereitschaft durch den 
Auftragnehmer als abgenommen, soweit in dieser Zeit 
keine die Abnahme hindernden Mängel seitens des 
Auftraggebers geltend gemacht werden. 

2.  Wird die Auftragsleistung des Auftragnehmers in eine 
Gesamtleistung des Auftraggebers gegenüber seinem 
Endkunden integriert, so findet eine Abnahme der 
Leistung des Auftragnehmers erst mit Abnahme der 
Auftraggeber-Gesamtleistung durch den Endkunden statt, 
ohne dass es einer ausdrücklichen Erklärung bedarf. 
Zahlungen bedeuten in keinem Fall die Abnahme des 
Liefergegenstandes. 

3. Wenn nicht einzelvertraglich schriftlich abweichend 
vereinbart, tritt, soweit nach vorstehender Regelung eine 
Abnahme erforderlich ist, mit Abnahme der Lieferleistung, 
andernfalls mit vollständiger Lieferung der Lieferleistung 
der Gefahrübergang ein. 

4.  Der Auftraggeber wird, soweit die Lieferleistung durch den 
Auftragnehmer selbst hergestellt wird, mit deren 
Entstehung, andernfalls mit Lieferung an den Auftraggeber 
Eigentümer der Lieferleistung. 

5.  Jeglicher Eigentumsvorbehalt hinsichtlich Lieferleistungen 
von Seiten des Auftragnehmers an den Auftraggeber ist 
ausgeschlossen, es sei denn, der Auftraggeber stimmt 
einem Eigentumsvorbehalt in gesonderter Vereinbarung 
ausdrücklich schriftlich zu. 

 
§ 11 Geheimhaltung 
1. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, alle nicht 

offenkundigen, kaufmännischen und technischen 
Einzelheiten, die ihm durch die Geschäftsbeziehung 
bekannt werden, streng geheim zu halten und gegen 
unbefugte Einsichtnahme, Verlust oder Verwendung zu 
sichern. Dies gilt insbesondere auch für Beistellungen 
(gemeinsam nachfolgend „Informationen“ genannt). 
Informationen dürfen unbefugten Dritten ohne schriftliche 
Genehmigung des Auftraggebers nicht zugänglich 
gemacht oder überlassen werden. Diese Verpflichtung 
besteht nicht für diejenigen Informationen, (a) die ohne 
Bruch dieser Verpflichtung allgemein bekannt  sind oder 
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werden, (b) die dem Auftragnehmer seitens eines Dritten 
ohne Verletzung einer entsprechenden Verpflichtung 
bekannt gemacht werden oder (c) von denen der 
Auftragnehmer nachweisen kann, sie bereits vor 
Inkrafttreten dieser Verpflichtung besessen oder danach 
unabhängig entwickelt zu haben. 

2.  Die Vervielfältigung solcher Informationen ist nur im 
Rahmen der betrieblichen Erfordernisse und 
urheberrechtlichen Bestimmungen zugelassen. Die dem 
Auftragnehmer überlassenen Informationen sind nach 
Fertigstellung der Arbeiten unter Beachtung der 
Geheimhaltungsvorschrift unaufgefordert an den 
Auftraggeber zu übergeben oder in Absprache mit dem 
Auftraggeber sicher zu vernichten. Der Auftragnehmer 
wird keine Kopien, Duplikate etc. zurückbehalten oder 
aufbewahren, es sei denn, er ist aufgrund gesetzlicher 
Vorschriften zu einer Archivierung verpflichtet. 
Vorbehaltlich weiterer Rechte kann der Auftraggeber ihre 
Herausgabe verlangen, sobald der Auftragnehmer seine 
Pflichten verletzt. 

3.  Mitarbeiter und Unterlieferanten sind entsprechend zu 
verpflichten. 

4.  Sofern im Auftrag keine anderen Regelungen getroffen 
werden, besteht diese Geheimhaltungsverpflichtung fünf 
(5) Jahre nach Lieferung und/oder Leistung fort. 

5.  Der Auftragnehmer darf nur mit schriftlicher Zustimmung 
durch den Auftraggeber mit der Geschäftsbeziehung 
werben. 

 
§ 12 Mängelhaftung 
1. Der Auftragnehmer gewährleistet, dass alle seine 

Lieferleistungen, 
a) den vertraglich vereinbarten Spezifikationen 

entsprechen, 
b)  frei von Konstruktions-, Fertigungs- und 

Materialfehlern sind, 
c)  dem zum Abnahmezeitpunkt aktuellen Stand von 

Wissenschaft und Technik entsprechen, 
d)  den zum Abnahmezeitpunkt auf sie anwendbaren 

gesetzlichen, behördlichen, industriespezifischen 
Normen und Anforderungen, insbesondere 
sicherheitstechnischen, umweltschutzrechtlichen, 
baubehördlichen, Gefahrstoff-, Gefahrgut- und 
Unfallverhütungsvorschriften sowie den 
qualitätssichernden Vorgaben des Auftraggebers und 
des Endkunden entsprechen, 

e)  geeignet sind für den vertraglich vereinbarten oder für 
den Auftragnehmer erkennbaren Verwendungszweck. 

2.  Sofern Lieferleistungen den vorgenannten Anforderungen 
nicht entsprechen, kann der Auftraggeber nach seiner 
Wahl vom Auftragnehmer verlangen, auf sein Risiko den 
aufgetretenen Mangel zu beseitigen oder durch 
mangelfreie Lieferleistungen zu ersetzen. Für den Fall, 
dass der Auftragnehmer dieser Verpflichtung nicht 
innerhalb angemessener Frist nachkommt, die 
Mangelbeseitigung oder Ersatzleistung ablehnt oder 
besondere Umstände vorliegen, die ein sofortiges 
Tätigwerden gebieten, kann der Auftraggeber - nach 
Unterrichtung des Auftragnehmers - auf Kosten des 
Auftragnehmers die aufgetretenen Mängel selbst 
beseitigen oder mangelfreie Ersatzleistung erbringen oder 
durch Dritte den Mangel beseitigen oder die Lieferleistung 
ersetzen lassen. 

3.   Darüber hinaus hat der Auftragnehmer dem Auftraggeber 
alle ihm im Zusammenhang mit der Mangelbeseitigung 
oder dem Ersatz mangelhafter Lieferleistungen 
entstandenen Kosten (einschließlich Transport-, Handling, 
Ein- / Ausbau-, Material- und Arbeitskosten) zu ersetzen. 

4.   Die Gewährleistungsfrist beträgt 36 Monate ab Lieferung 
an (Kauf- und Dienstleistungen) oder Abnahme durch 
(Werkleistungen) den Auftraggeber. Sofern die 
Lieferleistung Teil einer vom Auftraggeber an seinen 
Kunden zu liefernde Gesamtleistung ist, beträgt die 
Gewährleistungsfrist 36 Monate ab Abnahme der 
Gesamtleistung durch den Kunden des Auftraggebers, 
längstens jedoch 48 Monate ab Lieferung an den 
Auftraggeber. 

5.  Tritt ein Mangel innerhalb der ersten 12 Monate nach 
Beginn der Gewährleistungsfrist auf, so wird vermutet, 

dass dieser bereits zum Zeitpunkt des Gefahrübergangs 
bzw. der Abnahme vorgelegen hat, es sei denn, der 
Auftragnehmer weist nach, dass der auftretende Mangel 
durch den Auftraggeber schuldhaft verursacht worden ist. 

6.  Weitergehende gesetzliche oder vertragliche Ansprüche 
bleiben unberührt. 

 
§ 13 Sonstige Haftung / Versicherung 
1.  Der Auftragnehmer haftet für Ansprüche, die sich bei 

vertragsgemäßer Verwendung der Lieferungen und 
Leistungen aus der Verletzung erteilter und angemeldeter 
Schutzrechte sowie Urheberrechtsverletzungen ergeben. 
Der Auftragnehmer stellt den Auftraggeber und dessen 
Kunden von allen Ansprüchen aus der Verletzung solcher 
Schutzrechte frei. Dies gilt nicht, soweit der Auftragnehmer 
nach vom Auftraggeber übergebenen Zeichnungen, 
Modellen, Daten etc. arbeitet und nicht weiß oder im 
Zusammenhang mit von ihm erbrachten Leistungen nicht 
wissen muss, dass dadurch Schutzrechte verletzt werden. 
Im Verletzungsfall ist der Auftraggeber berechtigt, auf 
Kosten des Auftragnehmers vom Inhaber solcher 
Schutzrechte die erforderliche Genehmigung zur 
Lieferung, Inbetriebnahme, Benutzung, 
Weiterveräußerung etc. des Liefergegenstandes zu 
erwirken. Ein darüber hinaus gehender 
Schadensersatzanspruch des Auftraggebers bleibt 
unberührt. 

2.   Der Auftragnehmer stellt den Auftraggeber von 
Ansprüchen Dritter aus Produkthaftung frei, wenn und 
soweit er für den Produktfehler und den eingetretenen 
Schaden verantwortlich ist, und erstattet dem 
Auftraggeber insoweit etwaige Aufwendungen, die sich 
aus oder im Zusammenhang mit einer Rückrufaktion oder 
vom Auftraggeber oder einem seiner Kunden 
durchgeführten Servicemaßnahmen ergeben. Über Inhalt 
und Umfang der Rückruf- oder Servicemaßnahmen wird 
der Auftraggeber den Auftragnehmer - soweit möglich und 
zumutbar - unterrichten und ihm Gelegenheit zur 
Stellungnahme geben. Für den Schadensausgleich 
zwischen dem Auftraggeber und dem Auftragnehmer 
finden die Grundsätze des § 254 BGB entsprechende 
Anwendung. 

3.   Sollten Leistungen des Auftragnehmers auch Arbeiten auf 
dem Betriebsgelände des Auftraggebers oder eines seiner 
Kunden beinhalten, so wird der Auftragnehmer während 
des Verlaufs dieser Arbeiten alle erforderlichen 
Vorsichtsmaßnahmen zur Vermeidung von Personen- 
oder Sachschäden treffen. Der Auftragnehmer ersetzt dem 
Auftraggeber und stellt den Auftraggeber frei von allen 
Schäden, Kosten und Aufwendungen, die durch Arbeiten 
des Auftragnehmers auf einem Betriebsgelände 
verursacht werden, es sei denn, den Auftragnehmer trifft 
hieran kein Verschulden. 

4. Der Auftragnehmer haftet für seine Vertreter, 
Erfüllungsgehilfen oder Unterbeauftragten in gleichem 
Maße wie für eigenes Verschulden. 

5. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, insbesondere 
hinsichtlich Personen-, Sach- und Vermögensschäden 
einen angemessenen, industrieüblichen 
Versicherungsschutz sowohl dem Grunde als auch der 
Höhe nach abzuschließen und sicherzustellen. Der 
Auftragnehmer hat dem Auftraggeber auf Anfrage 
entsprechende Versicherungsbestätigungen vorzulegen. 
Der Auftragnehmer tritt hiermit all seine 
Zahlungsansprüche gegen die Versicherer in Verbindung 
mit den Vertragsgegenständen im Voraus an den 
Auftraggeber ab, der Auftraggeber nimmt diese Abtretung 
an. Durch den Abschluss der Versicherungen und die 
Abtretung der Versicherungsansprüche wird die Haftung 
des Auftragnehmers nicht begrenzt. 

6.  Weitergehende gesetzliche oder vertragliche Ansprüche 
bleiben unberührt. 

 
§ 14 Rechte an den Arbeitsergebnissen / Schutzrechte, 

Know-How, Urheberrechte 
1.  Der Auftraggeber erhält auf die Arbeitsergebnisse als 

Ganzes sowie auf deren wesentliche Teile ein 
ausschließliches, uneingeschränktes, unterlizenzierbares 
und unwiderrufliches Verwertungsrecht, welches 
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übertragbar und durch die Gesamtvergütung abgegolten 
ist. Hinsichtlich der in den Arbeitsergebnissen enthaltenen 
Schutzrechte gelten im Übrigen die nachstehenden 
Bedingungen. 

2.  „Schutzrechte“ im Sinne dieser Einkaufsbedingungen sind 
Rechte auf, unter oder an Patenten, Patentanträgen und 
gesetzlichen Erfinder-Anträgen, Gebrauchsmustern, 
Erfindungen und jeglichen anderen anmeldefähigen 
Rechten einschließlich der Anmeldungen und Anträge auf 
deren Registrierung. 

3.   Der Auftragnehmer verpflichtet sich, unter Anwendung der 
branchenüblichen Sorgfalt einschließlich der 
Patentrecherche, Arbeitsergebnisse zu erreichen, die frei 
von Rechten Dritter sind. Sollte es unumgänglich oder 
zweckmäßig erscheinen, Rechte Dritter, über die der 
Auftragnehmer nicht verfügt, zu verwenden, so wird der 
Auftragnehmer dies unverzüglich anhand entsprechender 
Unterlagen und Begründungen dem Auftraggeber 
mitteilen. Der Fortgang der Auftragsarbeiten bis zur 
Stellungnahme des Auftraggebers bezüglich der 
Verwendungsmöglichkeit der Drittrechte wird zwischen 
den Parteien abgestimmt. 

4.    Sofern in Arbeitsergebnissen Schutzrechte enthalten sind, 
die beim Auftragnehmer vor der Durchführung des 
Auftrages oder während der Durchführung, aber 
nachweislich außerhalb der Auftragsarbeiten, entstanden 
sind (”Hintergrundschutzrechte”), erhält der Auftraggeber 
eine übertragbare, unterlizenzierbare, nicht 
ausschließliche, unwiderrufliche, durch die 
Gesamtvergütung vollständig abgegoltene Lizenz an 
diesen Schutzrechten. Die Lizenz ist beschränkt auf die 
Verwertung der Hintergrundschutzrechte im Rahmen der 
Nutzung der Arbeitsergebnisse oder deren wesentlicher 
Teile. Entsprechendes gilt für Hintergrund- Know-how. 

5.   Beabsichtigt der Auftragnehmer, Hintergrundschutzrechte 
in den Arbeitsergebnissen zu verwenden, so ist er 
verpflichtet, dies dem Auftraggeber zuvor schriftlich 
mitzuteilen, um die Genehmigung vom Auftraggeber zur 
Verwendung dieser Schutzrechte einzuholen. Der 
Fortgang der Auftragsarbeiten bis zur Stellungnahme des 
Auftraggebers wird zwischen den Parteien abgestimmt. 

6. Der Auftraggeber hat ein Vorrecht zur 
Schutzrechtserlangung in Bezug auf alle Schutzrechte, die 
im Rahmen der Beauftragung vom Auftragnehmer bzw. 
dessen Arbeitnehmern allein oder gemeinsam mit 
Mitarbeitern des Auftraggebers gemacht werden 
(”Vordergrundschutzrechte”). Der Auftragnehmer stellt die 
Möglichkeit der Wahrnehmung des Vorrechtes seitens des 
Auftraggebers sicher, indem er alle ihm im 
Zusammenhang mit den Arbeitsergebnissen gemeldeten 
oder ihm sonst zur Kenntnis gekommenen Schutzrechte 
spätestens zwei (2) Monate nach der Meldung oder 
Kenntnis dem Auftraggeber schriftlich zur Übernahme 
anbietet. Das Entgelt dafür gilt als mit der 
Gesamtvergütung abgegolten. Der Auftraggeber kann das 
Vorrecht zur Schutzrechtserlangung an ein Verbundenes 
Unternehmen übertragen. Ist der Auftraggeber nicht an 
der alleinigen Schutzrechtserlangung im eigenen Namen 
interessiert, werden sich Auftraggeber und Auftragnehmer 
bei Kostenteilung über eine gemeinsame 
Schutzrechtserlangung abstimmen. Der Auftraggeber 
kann ein verbundenes Unternehmen benennen, das an 
seiner Stelle in die Schutzrechtsanmeldung aufgenommen 
wird. Vorbehaltlich anderweitiger Vereinbarung hat der 
Auftraggeber im Falle einer gemeinsamen das 
unwiderrufliche, übertragbare, unterlizenzierbare, 
uneingeschränkte, nicht ausschließliche Nutzungsrecht an 
dem Schutzrecht im Ganzen. Das Entgelt dafür gilt als mit 
der Gesamtvergütung abgegolten. Ist der  Auftraggeber 
auch nicht an der gemeinsamen Schutzrechtserlangung 
interessiert, kann der Auftragnehmer die 
Schutzrechtserlangung nach eigenem Belieben und in 
eigenem Namen auf eigene Kosten betreiben, wobei dem 
Auftraggeber das unwiderrufliche, übertragbare, 
unterlizenzierbare, uneingeschränkte, nicht 
ausschließliche Recht zur kostenlosen Nutzung dieser  
Schutzrechte zusteht. Das Entgelt dafür gilt als mit der 
Gesamtvergütung abgegolten. 

7.   Die jeweils nicht an der Schutzrechtserlangung beteiligt 
Partei erklärt sich, auf eigene Kosten, zur Unterstützung 
und Abgabe aller für die Erlangung und Verteidigung des 
Schutzrechtes notwendigen Erklärungen bereit. 

8.  Soweit das vom Auftragnehmer oder seinen Mitarbeitern 
geschaffene Arbeitsergebnis ein Design enthält, das 
geeignet ist, als Geschmacksmuster eingetragen zu 
werden, tritt der Auftragnehmer das Recht am Design im 
Zeitpunkt seiner Entstehung an den Auftraggeber ab. Der 
Auftraggeber hat das Recht, die registerrechtliche 
Eintragung des Designs nach freiem Ermessen 
herbeizuführen. Das Entgelt dafür gilt als mit der 
Gesamtvergütung abgegolten. 

9. Soweit Leistungen des Auftragnehmers bzw. 
Arbeitsergebnisse ganz oder teilweise urheberrechtlich 
geschützt sind, räumt der Auftragnehmer dem 
Auftraggeber hiermit das ausschließliche, unwiderrufliche, 
unterlizenzierbare, übertragbare, zeitlich, örtlich und 
inhaltlich unbegrenzte Recht ein, diese Arbeitsergebnisse 
in allen Nutzungsarten unentgeltlich beliebig zu nutzen, 
insbesondere zu vervielfältigen, zu verbreiten, 
auszustellen sowie zu ändern und zu bearbeiten. Das 
Entgelt dafür gilt als mit der Gesamtvergütung abgegolten. 

10. Vorbehaltlich anderer gesetzlicher Regelungen ist der 
Auftragnehmer für die Vergütung seiner Arbeitnehmer 
alleine verantwortlich. 

11.  Im Falle der Beauftragung von Unterauftragnehmern ist 
der Auftragnehmer dafür verantwortlich, dass dem 
Auftraggeber die sinngemäß gleichen Rechte zur 
Verfügung stehen. 

 
§ 15 Vertragsbeendigung 
 
Kündigung 
1.  Der Auftraggeber kann den Auftrag jederzeit ohne 

Einhaltung einer Frist und ohne Angabe von Gründen 
kündigen; die Kündigung kann sich auf den Gesamtauftrag 
oder auf einen Teil des Auftrages beziehen. Eine solche 
ordentliche Kündigung bedarf der Schriftform. 

2.  Im Falle einer ordentlichen Kündigung zahlt der 
Auftraggeber die Gesamtvergütung anteilig entsprechend 
den Leistungen, die der Auftragnehmer bis zum Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens der Kündigung nachweislich 
erbracht hat. Im Falle einer Teilkündigung wird die 
entsprechende Zahlung jedoch nicht vor dem für die 
erbrachte Leistung vereinbarten Zahlungstermin fällig. 

3.  Über die Vorschrift des § 15.2 hinaus ersetzt der 
Auftraggeber dem Auftragnehmer im Falle einer Gesamt- 
oder Teilkündigung diejenigen Kosten, die ihm aus Anlass 
und zum direkten Zweck der Durchführung des 
gekündigten Auftragsumfanges unter Beachtung der 
kaufmännischen Sorgfalt nachweislich entstanden sind 
und die ihm im Rahmen des Möglichen und Zumutbaren 
nicht vermeidbar waren. 

4.  Weitere Ansprüche des Auftragnehmers im Falle der 
ordentlichen Kündigung, gleich aus welchem Rechtsgrund, 
bestehen nicht. Die Höhe der nach diesem § 15 seitens 
des Auftraggebers insgesamt zu leistenden Zahlungen ist 
in jedem Falle maximal auf die Höhe der 
Gesamtvergütung begrenzt. 

5.  Wird im Falle einer ordentlichen Kündigung ein Auftrag 
zwischen dem Auftraggeber oder eines seiner 
Verbundenen Unternehmen einerseits und dem 
Auftragnehmer andererseits vereinbart, für den die 
freiwerdenden Kapazitäten des Auftragnehmers genutzt 
werden können, sollen die vorstehenden Zahlungen 
gemäß § 15.3 nach Möglichkeit berücksichtigt werden. 

 
Kündigung aus wichtigem Grund 
6.  Die Parteien können den Auftrag aus wichtigem Grund 

ohne Einhaltung einer Frist außerordentlich kündigen. Als 
wichtiger Grund gilt insbesondere die Verletzung einer 
dem Auftragnehmer obliegenden vertraglichen 
Verpflichtung, welcher der Auftragnehmer nicht vollständig 
innerhalb einer vom Auftraggeber gesetzten 
angemessenen Frist abhilft. Ein wichtiger Grund liegt auch 
vor im Falle des Antrags auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens über das Vermögen des 
Auftragnehmers oder soweit in den 
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Vermögensverhältnissen des Auftragnehmers eine 
wesentliche Verschlechterung eintritt oder einzutreten 
droht, durch welche die Einhaltung der vertraglichen 
Verpflichtungen, insbesondere der Lieferverpflichtungen, 
gefährdet werden könnte. 

7.  Im Falle einer außerordentlichen, vom Auftragnehmer zu 
vertretenden Kündigung ersetzt der Auftraggeber 
ausschließlich die bis zum Kündigungszeitpunkt 
nachweislich erbrachten mangelfreien Leistungen nach 
dem Verhältnis des tatsächlichen Wertes der erbrachten 
Leistung zum Wert der geschuldeten Gesamtleistung. 
Weitere Ansprüche des Auftragnehmers gleich aus 
welchem Rechtsgrund, bestehen nicht. Die Höhe der nach 
diesem § 15 seitens des Auftraggebers insgesamt zu 
leistenden Zahlungen ist in jedem Falle maximal auf die 
Höhe der Gesamtvergütung begrenzt. 

8.  Die Geltendmachung weiterer Ansprüche seitens des 
Auftraggebers im Falle einer außerordentlichen Kündigung 
durch den Auftraggeber bleibt vorbehalten. 

 
Rücktritt 
9. Soweit der Auftraggeber von einem vertraglichen oder 

gesetzlichen Rücktrittsrecht Gebrauch macht, bedarf die 
Erklärung des Rücktritts der Schriftform.  

10. In einem solchen Fall ist der Auftraggeber berechtigt, 
anstelle der Rückgewähr oder Herausgabe der bisher 
empfangenen Leistungen Wertersatz zu leisten. Die Höhe 
des Wertersatzes richtet sich nach dem Wert der 
erbrachten Leistung im Zeitpunkt der Abgabe der 
Rücktrittserklärung. 

 
§ 16 Prüfrecht 
1.   Der Auftragnehmer verpflichtet sich, dem Auftraggeber 

nach Ankündigung während der üblichen Geschäftszeiten 
Zugang zu seinen Geschäftsräumen zu gewähren und 
Einblick in alle Unterlagen zu geben, die in 
Zusammenhang mit einem Auftrag stehen, damit der 
Auftraggeber die Ordnungsmäßigkeit der Leistungen des 
Auftragnehmers und die Richtigkeit aller 
Rechnungspositionen überprüfen kann. 

2.   Diese Unterlagen sind auch für einen Zeitraum von fünf (5) 
Jahren nach Beendigung des Auftrages für eine solche 
Überprüfung verfügbar zu halten. 

3.   Sofern der Auftragnehmer Unterauftragnehmer 
beschäftigt, wird er dafür Sorge tragen, dass diese dem 
Auftraggeber entsprechende Rechte einräumen. 

 
§ 17 Sonstiges 
1.  Erfüllungsort für die Leistungen und Lieferungen aus dem 

jeweiligen Einzelauftrag ist der Hauptsitz oder der Sitz der 
Auftrag gebenden Niederlassung des Auftraggebers, 
soweit nicht im Einzelvertrag ein anderer Erfüllungsort 
benannt wird. 

2.  Sollten eine oder mehrere Bestimmungen oder sollte ein 
wesentlicher Teil des Auftrages oder dieser Allgemeinen 
Einkaufsbedingungen ganz oder teilweise nichtig sein oder 
werden oder sollten der Auftrag oder diese Allgemeinen 
Einkaufsbedingungen lückenhaft sein, wird dadurch die 
Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen des Auftrages 
und dieser Allgemeinen Einkaufsbedingungen nicht 
berührt. An die Stelle der nichtigen Teile soll eine 
Regelung treten, die dem Sinn und Zweck der nichtigen 
Teile entspricht oder ihnen am nächsten kommt. Andere 
Lücken sind nach billigem Ermessen auszufüllen. 

3.  Ausschließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten, die 
sich aus oder im Zusammenhang mit einem Auftrag 
ergeben, ist - soweit gesetzlich zulässig – das örtlich 
zuständige Gericht am Sitz des Auftraggebers. 

4.  Es gilt ausschließlich das Recht der Bundesrepublik 
Deutschland unter Ausschluss der Bestimmungen des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen über Verträge 
über den Internationalen Warenkauf (UN-Kaufrecht) und 
den Kollisionsregelungen des Internationalen Privatrechts. 
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§ 1  Applicability 
1.  These General Terms and Conditions of Purchase are 

applicable to all purchasing activities between of 
REIMBOLD & STRICK  Handels- und 
Entwicklungsgesellschaft für chemisch-keramische 
Produkte mbH hereinafter referred to either individually or 
jointly as "Principal" on the one hand, and on the other 
hand its supplier - hereinafter referred to as "Contractor". 

2.  Legal relationships between the Contractor and Principal 
are governed exclusively by the following terms and 
conditions. Any deviations, modifications or
 amendments are to be made in writing. Any 
conditions of the Contractor which are contradictory or 
supplementary to, or which deviate from these conditions 
will not apply unless they have received the Principal's 
express, written approval. The acceptance of deliveries 
and services and payment for them without objection or 
also if Principal remains silent in no case constitutes 
acknowledgement of the terms and conditions of 
Contractor. Principal contradicts any and every additional 
or contradictory or contrary terms or conditions in 
proposals, order acceptances or confirmations of 
Contractor. 

3.  As far as mutual commercial business is involved, these 
General Terms and Conditions of Purchase are also to be 
applicable to any and all future transactions between the 
Contractor and the Principal, even if, in an individual case, 
no 

express reference has been made to these General Terms and 
Conditions of Purchase. 

4.  These Terms and Conditions of Purchasing apply for all 
procurements such as e.g. tools, machines, equipment, 
parts, raw materials, other materials, software, and 
performed work or services (“the delivery item” or “the 
supply performance”). 

5.  Inasmuch as the contractual performances are 
construction performances, exclusively the statutory 
regulations shall apply under exclusion of the VOB/B 
(German Construction Tendering and Contract 
Regulations). 

 
§ 2  Offers / Orders 
1.  Offers are to be prepared for the Principal free of charge. 
2.  The Contractor is to draw specific attention to any points in 

the offer which differ from those in the enquiry 
documents. 

3.  Supply contracts do not come into being until the 
Contractor has either provided written confirmation of the 
Principal’s order, or begins to provide the services or items 
detailed in an order placed by the Principal. 

4.  Should the Contractor fail to confirm a purchase order 
within a period of two weeks of receipt, and also fail to 
begin work on the Services or Items within the same 
period of time, the Principal is entitled to cancel the 
purchase order without being liable to the Contractor for 
any damages whatsoever. 

 
§ 3  Scope of Performance / Modifications / Spare Parts 
1.  Details of the scope of performance are to be taken from 

the separate order, documents mentioned in the order as 
also being applicable, and also these General Terms and 
Conditions of Purchase. Any ideas, drafts, models, 
samples, or other results produced by the Contractor when 
providing the Contractual Services or Items are part of the 
work performance. 

2.  The Contractor will check any specifications, work 
descriptions, and other information made available to 
the Contractor for the execution of a supply contract,
 and any items, parts or other materials made 
available to the Contractor for the execution of the 
supply contract, to determine their suitability for the 
purpose intended by the Principal and its final customer. 
Should it become evident through this examination that it 
is necessary or advisable to make modifications or 
corrections to either the items provided or the object of the 
agreement, the Contractor is to inform the Principal 
without undue delay. The Principal will then inform the 
Contractor in writing whether, and if so which, 

amendments the Contractor is to make. Should the 
Contractor be of the opinion that such modifications might 
lead to a different price than that already agreed for the 
object of the contract, or to an inability to meet deadlines 
already arranged, then the Contractor is to point this out to 
the Principal without undue delay. Appropriate 
arrangements for handling any such effects, particularly 
with regard to additional or reduced costs and existing 
deadlines, are to be mutually agreed upon. If no 
consensus has been reached within a reasonable period 
of time, the Principal will decide as it sees fit. 

3.  The Contractor will ensure that it has timely knowledge of 
any information and circumstances necessary to the 
fulfillment of its contractual obligations, and also of the use 
to which the Principal intends to put the deliverables. 
Missing documents may be used as grounds of appeal by 
the Contractor only if the 

Contractor has made a timely, written request for the said 
documents, and failed to receive them within a reasonable 
period. The Contractor is responsible for ensuring that its 
supplies cover all the services necessary for approved, 
safe 

usage, are suitable for their intended use, and in line with 
current scientific and technical standards. 

4.  When performing the work, the Contractor will observe all 
relevant standards, laws and legal provisions under 
applicable law, in particular any relevant provisions 
appertaining to safety, environmental protection, 
hazardous substances and materials, and accident 
prevention, as well as the generally acknowledged 

safety-related rules and requirements of the Principal and its 
final customer. 

5.  Should regulation (EC) No. 1907/2006 of 18th December 
2006 ("EC 1907/2006”) be applicable to delivery items or 
services, then the Contractor guarantees that such 
delivery items or services comply with the requirements of 
EC 1907/2006 and all national regulations passed in the 
implementation of EC 1907/2006 (hereinafter “REACH”). 
The Contractor guarantees that all REACH related 
obligations will be satisfied, including (pre-)registration, the 
provision of safety data sheets in accordance with REACH 
standards and IMDS data sheets. Should any delivery 
items or services provided fail to comply with REACH, the 
Principal reserves the right to withdraw from or terminate 
outline agreements or individual orders. The Contractor 
undertakes to inform the Principal without undue delay of 
any changes which would adversely affect compliance 

with REACH. The Contractor will indemnify and hold harmless 
the Principal from any claims arising from the failure to 
comply with REACH requirements. Non-compliance with 
REACH requirements and obligations constitutes a defect 
that will entitle the Principal to avail itself of its warranty 
rights. 

6.  The Contractor is to inform the Principal of any permits 
and reporting obligations required by the authorities for the 
import and operation of the Contractual Items. Contractor 
is especially obligated to comply with the export control 
regulations in effect at the point in time delivery is made. 
Without being separately 

requested to do so, Contractor must notify any export control 
designation of the contract items or parts thereof 
according to applicable law at the point in time of delivery, 
especially under the relevant EU and US regulations, to 
Principal in writing no later than with the delivery. The 
relevant export control list and list position are to be 
designated for every contractual item - or part thereof – 
subject to export controls. 

7.  The Principal is entitled, at any time prior to approval, to 
request that the Contractor make modifications, 
particularly if these concern design and construction. The 
Contractor is obliged to make the modifications on the 
basis of the existing 

contractual terms and conditions, without undue delay. Should 
the Contractor be of the opinion that such modifications 
might lead to a different price than that already agreed for 
the object of the contract, or to an inability to meet 
deadlines already arranged, then the Contractor is to point 
this out to the Principal 
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without undue delay. Appropriate arrangements for handling 
any such effects, particularly with regard to additional or 
reduced costs and existing deadlines, are to be mutually 
agreed upon. If no consensus has been reached within a 
reasonable period of time, the Principal will decide as it 
sees fit. 

8.  The Contractor guarantees that, for a period of 10 years 
following delivery of the contractual items, it will be able to 
supply the Principal with additional Contractual Items or 
parts thereof as spare parts provided that, on account of 
technological progress, a compatible or adequate part 
cannot be supplied. 

 
§ 4  Software 
1.  If Contractor is obligated to deliver software, then 

Contractor grants Principal a non-exclusive, transferable 
license unlimited in time and place. The license fee is also 
deemed as paid and settled with the agreed remuneration. 

2.  If a third party is owner of the proprietary rights and 
copyrights in the software, then Contractor shall ensure 
that Principal is granted a license in the same scope as set 
out in § 4 sec. 1. 

3.  Principal is moreover entitled to replicate, process or 
decompile the software if this is necessary to create 
interoperability of the software with other programs or to 
remedy errors in the software. 

 
§ 5  Deadlines / Delay / Damage Caused by Delay 
1.  Any deadlines and delivery dates which have been 

arranged are binding. Adherence to agreed delivery dates 
or deadlines is subject to the receipt at the place of 
delivery of a defect-free delivery or service, or successful 
completion of the approval procedure or other 
performance test, if previously agreed upon or legally 
required. 

2.  The Contractor is obliged to give the Principal immediate 
notification in writing of any discernible delay in its 
performance, any foreseeable possible delay in its 
performance, or any discernible or foreseeable problems 
in delivering in the agreed quality. Delays not caused by 
the Contractor itself may not be used as grounds of appeal 
unless the Contractor has fulfilled its obligation to notify 
the Principal. 

3.  Notification of delays by the Contractor and any related 
adjustment of the agreed delivery dates will by no means 
exempt the Contractor from any consequences arising 
from such delays, unless, when extending the delivery 
date, the Principal issues a written statement expressly 
waiving the matter of the consequences of the delay. 
Hence, despite the extension of the delivery dates 
following notification of delays by the Contractor, the 
Principal still remains entitled to all of its claims pursuant 
to the supply contract which result from, or are 

connected with, the Contractor’s delay. 
4.  Should the Contractor fall behind with the contractually 

agreed performance, the Principal is entitled to claim 
liquidated damages from the Contractor, without setting 
any further deadlines. The amount owing for every 
commenced week of delay is 0.5% of the total value of the 
order, but must not exceed 10% of the total value of the 
order. Contractor is entitled to present evidence to the 
effect that significantly less damage has occurred. This 
does not prejudice the assertion of further rights. In so 
doing, the flat rate damage compensation must be 

credited to an actually occurred and asserted default damage. 
The right to demand  payment of the flat rate damage 
compensation is not forfeit in the event that the late 
delivery is accepted without reservation Liquidated 
damages can be claimed by the Principal until the 
contractual items have been paid for in full. 

 
§ 6  Force Majeure 
1.  In the event of acts of God, in particular labour disputes, 

civil unrest, official measures and other unforeseeable, 
unavoidable and serious events, the parties to the contract 
are to be temporarily relieved of their obligations for the 
duration of the disturbance. The parties are obliged to 
supply the necessary information without undue delay, 

insofar as reasonably possible, and to adapt their 
commitments to the changed circumstances in good faith. 

2.  Should acts of God cause obligations to be suspended for 
a period exceeding two weeks, the Principal will be entitled 
to terminate the contractual relationship with immediate 
effect. In this case, the Contractor will be entitled to 
request reimbursement of any expenditure it can prove to 
have incurred up to the suspension of contractual 
obligations, being at that time confident of the validity of 
the contractual relationship. 

 
§ 7  Prices / Terms of Delivery and Payment / Transfer of 
Debts / Offsetting / Withholding right 
1.  The agreed prices are flat rate fixed prices. Hourly rates 

quoted in the proposal are solely for the sake of costs 
transparency. Anything else shall only apply if it is 
explicitly agreed in writing that billing shall be exclusively 
according to units on the basis of negotiated hourly rates. 

2.  The prices are inclusive of all expenses incurred by the 
Contractor, e.g. cost of materials, use of equipment, travel 
expenses, transport, insurance, packaging franco 
domicile, customs duties, taxes, etc. 

3.  If a payment schedule has been agreed upon, payments 
are to be made upon receipt of the respective partial 
invoice in compliance with the dates and instalments 
stipulated in the payment schedule. Prior to official 
acceptance of the entire 

work by the Principal or the end customer, any and all 
payments will be effected as payments on account, 
without acknowledging the work rendered so far as 
complete performance. In any event, the final instalment 
will not be invoiced until delivery has been made in full, 
and any official acceptance of the overall performance 
required by either the contract or law has been given. The 
Principal is entitled to withhold payment of the final 
instalment or a maximum of 10% of the order value until 
the warranty period has expired. The Contractor is entitled 
to replace any such amount retained by means of a 
directly enforceable bank guarantee (waiving the defence 
of preliminary injunction on first demand). 

4.  Invoices are to be issued to the Principal in triplicate, and 
to indicate purchase order number, and the purchase 
codes and numbers of each item. Further, the invoice 
must include all the details needed to authorise the 
deduction of input tax, in particular tax number or VAT ID 
number, and other mandatory details of an invoice as per 
the relevant legal provisions of applicable law. Should the 
invoice fail to include the above-mentioned data, then the 
Principal is not obliged to pay the VAT shown. Should the 
Principal be unable to deduct input tax due 

to an invoice's having not been issued in due form, then VAT 
paid by the Principal is to be refunded by the Contractor. 

5.  Terms of payment are to be either within 14 working days 
less 3% discount, or within 90 calendar days net, using the 
means of payment of the Principal's choice. Periods 
allowed for payment begin with the latest of the following: 
(a.) delivery or approval of the work, (b.) receipt of invoice, 
or (c.) the delivery period as stated in the purchase order. 

6.  Deliveries are to be effected on the terms "Delivery Duty 
Paid" ("DDP") (as per Incoterms 2010), unless otherwise 
agreed in the individual order. 

7.  The Contractor is not entitled to assign its claims to or 
have them collected by third parties. Should the Contractor 
assign its claims on the Principal to a third party without 
the consent of the Principal, and contrary to the first 
sentence, then the assignment will still be effective. The 
Principal can, however, choose for itself whether to effect 
payment, with the effect of a full discharge of the 
obligation, to the Contractor or to the third party. 

8.  The Principal’s payments will be regarded as having been 
effected as soon as the Principal has issued instructions 
for them to be paid. 

9.  The Principal shall be entitled to offset payments; this shall 
also apply to any amounts owed to its affiliated company 
by the Contractor, and likewise to any amounts owed to 
the Contractor by an affiliated company. 

10.  In the event of defective deliveries, the Principal will be 
entitled to withhold a proportion of the value of the 
payment until delivery has been correctly completed. 
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§ 8  Material Provided by the Principal / Tools / Requests for 
the Return of Goods 
1.  Any drafts, samples, production resources, models, data 

carriers, prototypes, diagrams, drawings, documents, 
materials, equipment, components, parts, containers, 
packaging, tools, measuring instruments, fixtures, samples 
or other objects provided, even on a lending basis, to the 
Contractor by the Principal (hereinafter referred to as 
"Materials Provided"), which, according to the terms of the 
contract, are located at the Contractor's premises, are not 
the property of the Contractor, but will remain the property 
of the Principal, unless an alternative arrangement has 
been expressly agreed upon. 

2.  Any Materials provided are to be examined and checked 
by the Contractor immediately, and any complaints to be 
submitted to the Principal in writing without undue delay. 
The Contractor may use the Provided Materials for the 
production of Contractual Items for the Principal only, and 
must not use them, nor allow others to use them, for any 
other purpose without the prior written consent of the 
Principal. 

3.  Provided Materials must be clearly marked as being the 
property of the Principal, and, with the due care and 
diligence of a prudent business person, kept in a safe 
place, separate from other items, and at no charge to the 
Principal. The Contractor is to handle the Provided 
Materials in a careful and proper manner, keep them in 
good condition at its own expense, replace them if 
necessary, and indemnify the Principal for any claims, 
costs, or damage resulting from or in conjunction with the 
mounting, usage, storage or repair of the Provided 
Materials. The Contractor bears all risks for the Provided 
Materials as long as they are in its custody or under its 
control. The Contractor is obliged, at its own expense, to 
insure the Provided Materials against all insurable risks (all 
risk insurance) in the amount of the replacement value. 
The Contractor hereby, in advance, assigns to the 
Principal its claims against the insurer. The Principal 
hereby accepts this assignment. 

4.  The Principal, or a third party appointed by the Principal, is 
entitled at any time during normal business hours to enter 
the business premises of the Contractor and to inspect the 
Provided Materials and notes relating to these. 

5.  The Principal is entitled, without the need to give any 
specific reason for doing so, to remove the Provided 
Materials or to demand their surrender at any time. Should 
the Principal make any such request, the Contractor is to 
surrender the Provided Materials without undue delay, 
prepare them for shipping, or deliver them to the Principal 
against reimbursement of reasonable transportation costs. 
The Contractor has no right of retention of or lien on the 
Provided Materials whatsoever. 

6.  When work is carried out on Provided Materials, the 
Principal will become the owner of the new or reshaped 
item from the very time it is being processed. The 
Contractor will store the new or reshaped item for the 
Principal, free of charge, and with the due care and 
diligence of a prudent business person. 

7.  Ownership of any auxiliary models and tools, models, 
moulds, etc (hereafter referred to as “Tools”) produced by 
the Contractor which are required for the performance of 
the contract will be transferred to the Principal upon 
generation thereof. In this way, Tools are to be dealt with 
in the same way as Materials Provided. The Principal is 
entitled, at any time and at its own discretion, to claim 
possession of the Tools, against payment of any costs 
which can be proved to have been incurred when 
producing the Tools and which, at the time when their 
return was requested, had not been amortised either by 
payments or the price of parts. Even if no agreement has 
been reached regarding the production costs to be 
refunded in accordance with this provision, the Contractor 
is still obliged to return the Tools without undue delay. The 
Contractor has no right of retention whatsoever. Principal 
has the right to demand that Contractor has the tools 
destroyed free of cost for Contractor after order 
completion. The destruction of tools requires the written 
consent of Contractor. 

 
§ 9  Subcontracting 
Subcontracting to third parties is only permitted with the written 

consent of the Principal. Should the Contractor violate this 
rule, the Principal is entitled to cancel the contract with 
immediate effect (Good cause for cancellation). 

 
§ 10 Acceptance / Transfer of Risks / Transfer of Title / 
Retention of Title 
1.  Insofar as the underlying law or contractual agreements 

call for acceptance of the Contractual Item, the 
Contractual Item will be deemed to have been accepted 
upon receipt of the written acceptance certificate. If, 
following receipt of written notification from the Contractor 
to the effect that a Contractual Item is ready for approval, 
the Principal should fail to fulfil its duty to attend the 
inspection, then the Contractual Item will be considered to 
have been accepted four (4) weeks after initial operation 
and notification of readiness for approval, provided 

that during this period no defects which would impede 
acceptance have been claimed for by the Principal. 

2.  Should the contract performance of the Contractor form an 
integral part of the overall performance required of the 
Principal by its end customer, then, without there being 
any call for an express statement, acceptance of the 
Contractor’s performance will not be deemed complete 
until the Principal’s end-customer has granted final 
approval of the Principal’s overall performance. Under no 
circumstances do payments constitute acceptance of the 
Contractual Item. 

3.  Unless, on an individual contract basis, an alternative 
arrangement has been made in writing, then, insofar as 
the aforesaid provision calls for acceptance, all risks are 
transferred upon acceptance of the Contractual Item, or 
otherwise when delivery of the Contractual Item has been 
made in full. 

4.  Insofar as the Contractual Item is to be produced by the 
Contractor itself, the Principal will assume ownership from 
the time it comes into existence, or failing this upon 
delivery to the Principal. 

5. Any retention of title to Contractual Items supplied to the 
Principal by Contractor is ruled out, unless the Principal 
has given its express written consent in a separate 
agreement. 

 
§ 11 Non-disclosure 
1.  Contractor commits to keep strictly secret all not publicly 

known commercial and technical details that become 
known to Contractor through the business relationship and 
to safeguard them against unauthorized insight, loss or 
use. This applies in particular to any information provided 
by the Principal (jointly referred to in the following as 
"Information"). Information must not be made available to, 
or handed over to, unauthorised third parties without the 
Principal’s written approval. This does not apply to 
Information which (a) is or becomes generally known, 
without any breach of this obligation, (b) is made known to 
the Contractor by a third party, without breach of any 
relevant obligation, or (c) the Contractor can prove either 
to have possessed before this obligation came into effect, 
or to have developed independently subsequent to its 
coming into effect. 

2.  The copying or reproduction of such Information is 
admissible only within the framework of business 
requirements and copyright regulations. Upon completion 
of the work and in compliance with the non-disclosure 
provision, any and all Information that has been given to 
the Contractor is to be returned unbidden to the Principal, 
or, if the Principal agrees, safely destroyed. The 
Contractor will not retain or keep any copies, duplicates, 
etc unless legally required to keep records. Subject to any 
further rights, the Principal is entitled to demand their 
immediate surrender, should the Contractor be in breach 
of duty. 

3. Employees and subcontractors are to be bound by similar 
non-disclosure obligations. 

4.  Unless other terms have been agreed upon in the 
purchase order, this nondisclosure obligation is to remain 
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in force for a period of five (5) years after delivery and/or 
performance. 

5.  The Contractor is not entitled to use these business 
relations for advertising purposes without the written 
approval of the Principal. 

 
§ 12 Liability for Defects 
1. The Contractor guarantees that any Contractual Items it 

supplies 
a) are in accordance with the contractually agreed 

specifications; 
b) are free of design, manufacturing and material defects; 
c) are, at the time of approval, in line with the latest scientific  
   and technical standards; 
d) are in accordance with all legal, official and industrial  
standards and requirements relevant at the time of approval, in 

particular any provisions appertaining to safety, 
environmental protection, buildings, hazardous substances 
and materials, and accident prevention, as well as any 
quality assurance specifications of the Principal and its 
final customer; 

e) are suitable for the contractually agreed purpose or for the  
purpose evident to the Contractor. 
2.  Should Contractual Items fail to satisfy the requirements 

mentioned above, the Principal can, at its discretion, 
request the Contractor to rectify the defects at its own risk, 
or to replace defective items with Contractual Items which 
are free of defects. In the case that Contractor fails to fulfill 
this obligation within an appropriate period of time or 
refuses to remedy the defect or make replacement 
delivery or if special circumstances demand immediate 
action, then Principal can at the cost of Contractor – after 
informing Contractor – himself remedy the occurred 
defects or perform replacement delivery free of defects or 
have the defect remedied or the supply performance 
replaced by a third party. 

3.  In addition, the Contractor is to reimburse the Principal for 
any expense incurred in connection with the rectification of 
defects or the replacement of defective Contractual Items 
(including transport, handling, installation / dismantling, 
material and labour costs). 

4.  There is a guarantee period of 36 months valid from the 
date of delivery (contracts for sales and services) or 
approval by the Principal (contracts for work performance). 
Should the Contractual Item form part of an overall 
performance to be provided by the Principal to its 
customer, then the guarantee period is to be 36 months 
from the date of approval by the Principal's own customer 
of the overall performance; however, this will not exceed a 
period of 48 months from delivery to the Principal. 

5.  Should any defect occur within the first 12 months 
following the start of the guarantee period, it will be 
assumed that the defect already existed on the date of 
transfer of risk or approval, unless evidence is furnished 
by the Contractor of the defect's being attributable to fault 
or negligence on the part of the Principal. 

6.  Any further legal or contractual claims remain unaffected. 
 
§ 13 Other Liability / Insurance 
1.  The Contractor is liable for any claims arising from the 

infringement of granted and registered industrial property 
rights during usage of the deliverables and services in 
accordance with the terms of the contract. The Contractor 
will indemnify and hold harmless the Principal and its 
customers from any claims arising from the infringement of 
any such industrial property rights. This does not apply in 
cases where the Contractor is working according to 
drawings, models, data etc. provided by the Principal, and 
does not know, or, in connection with the services it is 
providing, does not need to know that industrial property 
rights are being infringed as a result. In the event of 
infringement, the Principal is entitled, at the Contractor’s 
expense, to obtain from the owner of such industrial 
property rights the necessary authorisation to deliver, 
commission, use, resell, etc. the contractual item. This will 
in no way prejudice any further claims for damage the 
Principal might have. 

2.  The Contractor will indemnify and hold harmless the 
Principal from any third party claims arising from product 

liability, if and insofar as it is responsible for the damage 
which has occurred, and will reimburse the Principal for 
any expenses incurred by or in connection with any recall 
action or service measures undertaken by the Principal or 
one of its customers. The Principal will - as far as possible 
and reasonable - inform the Contractor of the contents and 
extent of any recall or service action, and give the 
Contractor the opportunity to com ment. The principles of 
§ 254 BGB (German Civil Code) will apply accordingly to 
damage adjustment between the Principal and the 
Contractor. 

3.  Should the deliverables provided by the Contractor include 
any work on the business premises of the Principal or one 
of its customers, then the Contractor will implement any 
and all precautionary measures necessary to prevent 
injury to persons or damage to property. The Contractor 
will indemnify and hold harmless the Principal from any 
damage, costs and expenditure occasioned by work 
carried out by the Contractor on the business premises, 
unless the damage etc. was caused through no fault of the 
Contractor. 

4.  The Contractor is liable to the same degree for any 
negligent conduct of its representatives or subcontractors 
as it is for its own. 

5.  The Contractor undertakes, in particular with regard to 
personal injury, damage to property and financial loss, to 
take out and ensure insurance coverage that is adequate 
and customary in terms of both purpose and amount 
covered. If requested to do so, the Contractor is to submit 
the appropriate confirmations of insurance to the Principal. 
The Contractor hereby and in advance transfers to the 
Principal title to any insurance benefits arising in 
connection with the Contractual Items, and the Principal 
accepts this transfer of title. The fact of insurance having 
been taken out and title to insurance benefits transferred 
does not in any way limit the liability of the Contractor. 

6.  Any further legal or contractual claims remain unaffected.  
 
§  14 Title to Results of Work / Industrial Property Rights, 
Know-How, Intellectual Property Rights 
1.  The Principal is to receive an exclusive, unlimited, sub-

licensable and irrevocable right of exploitation on the 
results of the work in their entirety; this right being 
transferable and settled in full through payment of the total 
amount. Furthermore, the following conditions are to apply 
with regard to the industrial 

property rights included in the work results.  
2.  In these General Terms and Conditions of Purchase, 

"industrial property rights" are rights to, under or over 
patents, patent applications and legal applications by 
inventors, registered designs, inventions, and any other 
registrable rights, including 

the applications and requests for their application. 
3.  The Contractor undertakes to exercise due care and 

attention, including patent searches, to achieve work 
results which do not infringe on the rights of third parties. 
Should the use of third parties' rights not at the disposal of 
the Contractor become unavoidable or advisable, the 
Contractor is to inform the Principal without undue delay, 
submitting the appropriate documents and reasons at the 
same time. The Parties will consult together to determine 
how to progress with contractual work until such time as 
the Principal gives its opinion on the possibility of utilising 
the rights of third parties. 

4.  Should the work results contain industrial property rights 
resulting from work performed by the Contractor prior to or 
during execution of the order, but which can be proved to 
have resulted independently of the contractual work 
("background 

  industrial property rights"), the Principal is to receive a 
transferable, sublicensable, non-exclusive, irrevocable 
licence for these property rights, settled in full through 
payment of the total amount. The licence is limited to the 
utilization of the background industrial property rights 
within the context of the utilisation of the work results or 
essential parts thereof. The same applies to background 
know-how. 

5.  Should the Contractor intend to utilise background 
industrial property rights in the work results, then it is 
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obliged to notify the Principal accordingly in writing 
beforehand, so as to obtain from the Principal permission 
to make use of these industrial property rights. The Parties 
will consult together to determine how to progress with 
contractual work until such time as the Principal gives its 
opinion. 

6.  he Principal has the right of first refusal with regard to the 
acquisition of any industrial property rights created by the 
Contractor and/or its staff, alone or in cooperation with 
staff of the Principal, when working on the order ("priority 
industrial property rights"). To ensure that the Principal 
has the opportunity to exercise its right of first refusal, the 
Contractor will offer the Principal any and all industrial 
property rights registered in connection with the work 
results, or otherwise brought to its knowledge, in writing, 
within two (2) months of registration or knowledge thereof 
at the very latest. Any charge for these will be deemed to 
have been settled with payment of the total amount. The 
Principal is entitled to transfer the right of first refusal for 
the acquisition of industrial property rights to 

an associated company. Should the Principal have no interest 
in acquiring exclusive industrial property rights in its own 
name, the Principal and Contractor will come to an 
agreement on the acquisition of joint industrial property 
rights, sharing the cost. The Principal is entitled to name 
an associated company to be 

entered in its stead in the application for industrial property 
protection. Unless otherwise agreed, the Principal has, in 
the event of a joint application for industrial property 
protection, the irrevocable, transferable, sub-licensable, 
unlimited, non-exclusive right of use of the industrial 
property right in its entirety. Any charge for these will be 
deemed to have been settled with payment of the total 
amount. Should the Principal also have no interest in 
acquiring joint industrial property rights, the Contractor can 
acquire industrial property rights at its own 

discretion, in its own name and at its own expense, although 
the Principal is still entitled to the irrevocable, transferable, 
sub-licensable, unlimited, non-exclusive right to make use 
of these industrial property rights free of charge. Any 
charge for these will be deemed to have been settled with 
payment of the total amount. Whichever Party is not 
involved in acquiring the industrial property rights consents 
to support and submit at its own expense any statements 
necessary to the acquisition and defence of the industrial 
property right. 

7.  Should the work results of the Contractor or its employees 
include a design suitable for registration as a design 
patent, the Contractor will, at the time it is produced, 
transfer any title to rights over the design to the Principal. 
The Principal is entitled to effect official registration of the 
design at its own discretion. 

Any charge for these will be deemed to have been settled with 
payment of the total amount. 

 
8.  Insofar as any services or work of the Contractor are 

entirely or partially protected  by copyright, the Contractor 
herewith grants the Principal the exclusive, irrevocable, 
sub-licensable, transferable right, unlimited in terms of 
time, place and content, to use these work results free of 
charge and in any way it wishes, in particular to duplicate, 
propagate, display, modify and adapt them. Any charge for 
this will be deemed to have been settled with payment of 
the total amount. 

9.  Subject to any other legal requirements, the Contractor 
bears sole responsibility for the payment of its own 
employees. 

10. In the event of work being delegated to subcontractors, the 
Contractor is responsible for ensuring that the Principal 
still has analogously similar rights. 

 
§ 15 Termination of Contract 
 
Cancellation 
1.  The Principal may terminate the contract at any time 

without notice, and without giving reasons; such 
termination may refer to the contract in its entirety, or to a 
part thereof. Any such termination must be submitted in 
writing. 

2.  In the event of ordinary termination, the Principal will pay 
the proportion of the complete remuneration that will cover 
all services that can be proved to have been provided by 
the Contractor up to the date on which the termination 
comes into force. However, in the event of a partial 
termination, payment will not be due before the agreed 
date of payment for the services performed. 

3.  Over and above the provisions in § 15.2, the Principal will, 
in the event of entire or partial termination, reimburse the 
Contractor with any costs which can be proved to have 
been incurred by the latter with a view to and for the direct 
purpose 

of executing the terminated part of the order with due 
commercial care and attention, and which, within the 
bounds of possibility and reasonableness, could not be 
avoided. 

4.  In the event of ordinary termination, no further claims on 
the part of the Contractor, for any legal reason 
whatsoever, will be deemed to exist. In any event, the 
maximum remuneration to be paid by the Principal as per 
point 15 will not exceed the sum total of the order. 

5.  If, in the event of ordinary termination, a contract is 
arranged between the Principal or one of its associates 
and the Contractor, and the Contractor 's capacities thus 
released could be used to this end, then the payments as 
per § 15.3 should be taken into consideration, if at all 
possible. 

 
Termination for Good Cause 
6.  The Parties may terminate the contract for good cause at 

any time without notice (extraordinary termination). Good 
cause shall in particular be deemed to exist if, in the event 
of the breach of any contractual obligation incumbent upon 
the Contractor, the Contractor should fail to remedy the 
situation in full within a reasonable period of time set by 
the Principal. Good cause shall also be deemed to exist in 
the event of insolvency proceedings being instituted on the 
Contractor's assets, or in the event of a substantial 
deterioration in the financial circumstances of the 
Contractor, or threat thereof, as a result of which the 
fulfilment of contractual obligations, in particular 
obligations to deliver, might be jeopardised. 

7.  In the event of extraordinary termination for reasons 
imputable to the Contractor, the Principal will recompense 
the Contractor only for zero-defect services which can be 
proved to have been provided prior to the termination date, 
whereby the actual value of the services provided will be in 
proportion to the value of the sum of all services owed. No 
further claims on the part of the Contractor, for any legal 
reason whatsoever, will be deemed to exist. In any event, 
the maximum remuneration to be paid by the Principal as 
per point 15 will not exceed the sum total of the order. 

8.  The Principal reserves the right to assert further claims in 
the event of extraordinary termination by the Contractor. 

 
Withdrawal 
9.  Should the Principal decide to exercise the right to 

withdraw from the contract, notice of withdrawal must be 
made in writing. 

10.  In such a case, the Principal is entitled to pay 
compensation instead of returning or surrendering 
services previously received. The amount of compensation 
will be in line with the value of services provided at the 
time at which notice of withdrawal is issued. 

 
§ 16 Right to Inspect 
1.  Provided the Principal gives prior notice of its intended 

visit, the Contractor undertakes to grant the Principal 
access to its business premises at any time during normal 
business hours, to enable the Principal to inspect any 
documents relating to a purchase order, and thus verify 
the correctness of the Contractor's performance and the 
accuracy of each invoice line item. 

2.  These documents are to be kept available for such 
inspection for a period of five (5) years following 
termination of the contract. 

3.  Should the Contractor employ subcontractors, the 
Contractor will ensure that that they grant the Principal 
analogous rights. 
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§ 17 Other Provisions 
1.  The place of performance for the services and deliveries 

appertaining to each particular individual contract is to be 
the Principal's head office, or office of the subsidiary 
placing the order, provided no other place of performance 
has been stipulated in the individual contract. 

2.  Should any provision or essential part of the contract or of 
these General Terms and Conditions of Purchase be held 
invalid, either in its entirety or in part, or the contract or 
these General Terms and Conditions of Purchase prove to 
be incomplete, this will not affect the validity of the 
remaining provisions of the contract or these General 
Terms and Provisions of Purchase. Any invalid provision is 
to be replaced by one which corresponds to or comes 
closest in spirit and purpose to that of the invalid provision. 
Any other gaps are to be made good as the parties see fit. 

3.  The exclusive place of jurisdiction for any legal disputes 
arising from or in connection with a contract is to be - to 
the extent permitted by law - the locally competent court at 
the location of the head office of the Principal. 

4.  Exclusively the laws of the Federal Republic of Germany 
shall apply excluding the UN Convention on Contracts for 
the International Sale of Goods (CISG) and the conflict 
rules of international private law. 

 
 
 
 
 


